Am 11.07.2019 wurde in der Ratssitzung eine Erklärung der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit Gelsenkirchen zum Antisemitismus mehrheitlich beschlossen. Auch unsere Fraktion befürwortete diese Erklärung, beantragte jedoch, einen Satz zu ergänzen. Dieser sollte lediglich darauf hinweisen, dass Kritik an der Politik des Staates Israel nicht gleichzeitig eine antisemitische Haltung bedeutet. Es entstand ein großer Tumult im Ratssaal, unser Fraktionsmitglied wurde beschimpft und verunglimpft. 

Zur Sitzung des Haupt-, Finanz-, Beteiligungs- und Personalausschusses im Juli 2020 regte der Bürger Klaus Brandt eine Anpassung des im Jahre 2019 ergangenen Beschlusses an.

Die nachfolgenden Links zeigen den chronologischen Ablauf dieser Debatte und die Haltung der Linksfraktion Gelsenkirchen dazu:
Beschlussvorlage aus der Sitzung Juli 2019
Rede von Bettina Peipe zur Beschlussvorlage Juli 2019
Stellungnahme von Bettina Peipe zum Beschluss des Rates von Juli 2019
Anregung von Klaus Brandt für die Sitzung des HFBP Juli 2020
Beschluss des Ausschusses zur Bürgeranregung von Klaus Brandt
